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ANFE.l\GE 

der Abqeordneten D1'O' -Ing nr Zl'ttmayr _ .t .i... ~. _ ~ ." • 1. , 

und Genossen 

an den Bundesminister für Finanzen 

betreffend bevorstehende Belastungen der Bev61kerung 

In einer anläßlich der SPÖ-Klausurtagung in Pörtschach vom 

G. und 7. Juni 1979 öffentlidl verteilten Unterlage des 

Finan zminls ters heißt l:;S wöri:lic!-l: 11 A:ngesichts der besseren 

Konjunkturentwicklung - weltweit und in äst,erreich - ist 

die Zeit gekOTIU'1len I eine 3. Ph2.se der B'..ldgetpoli t:i.k einzu­

leiten, in der eine deutliche Verbesserung des Budgets her­

beigeführt werden muß. 

Das bedeutet, daß 0 in absehbarer Zei tauf Einnc.hmen nicht: 

verzichtet werden kann; 

o die nicht an den Preis gebundenen Steuern' 

nachgezogen werden müssen; 

o weiterhin Tarife und Beiträge in kurzen 

Abständen und in kleinen Schritten der 

Kostenentwickltmg ängepaßt vIerden müssen i 

o die Steige:run~J der Einnahmen insgesamt über 

der Aus9abensteigerung liegen muß; 

o in allen Bereichen die Ausgaben sorgfältig auf 

ihre Berechtigung zu prüfen und die Ausgaben­

steiger~ngen möglichst gering zu halten sind; 

o in bestimmten Bereichen l:.:usgabem::eduktionen 

vorzunehmen sind. 

Bezogen auf die Einnahmen bedeutet dies auch, daß 

o alle Vorschläge der Steuerreformkommis·sion in 

die Uber 1e9ungen einbezogen vrcrden müssen. 

Dabei ist alJ,erdings auch zu berücksichtigen, 

daß einerseits der Aufwand etwaiger Umstel­

lungen gering zu halt.en ist, andererseits 
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']rundlegcl1de I~\n(~c.nmgen eier St,euerph.ilc1r30plüe 

nicht in einem Zu']' d urchgefiJhrt werden }:önnen. 11 

Diese Aussagen hat der Finanzminister in der Fragestunde des 

Nationalrates vom 4. Juli 1979 vollinhaltlich bestätigt. 

Darüber hinaus stellte Dr.Androsch in derselben Sitzung auf 

eine öVP-Anfrage, ob er zusichern könne, daß außer der Einheita­

werterhöhung und der 7.igare't.-t8npreiserhöhnng in seinem Resso:ct-' 

bereich bis Ende 1980 keine weiteren Steuer-, Beitrags- und 

GebUhrenerhöhungen e:r-folgc;D werden i-V'ör-tlich fest: " ... ob ich 

eine Garantie abgeben k6nne~ Sie kann ich natürlich nicht ab­

geben. Sicher ist,daß es darum geht, eine Budgetverbesserung 

herbeizuführen, sicher ist, daß aus verschiedenen Gründen große 

Etnnahmenblöcke dafür ausscheiden. Ich denke an die Einkommen­

und Lohnsteuer auf der einen Seite und an die Umsatz.steuer au.f 

der anderen Seite. Schließlich muß das Prinzip gelten, daß 

man solche sich nicht a1.l:tomatisch ctnpassende Abgaben besser 

in kürzeren Zeitabständen und geringoren Ausmaßen anpaßt als 

in längeren Zeitabständen, ... " 

In der oben zitierten Unterlage des Finanzministers heißt es 

wörtlich wei h~r: 11 Da.s soziale Netz ist dicht geknüpft. Die 

Budgetpolitik muß in die Lage versetzt werden, die bestehen­

den Leistungen für die soziale Sicherheit auch weiterhin ab­

sic~ern zu können. 

Dazu ist notwendig, 

o wie schon '1978 und °1979, Maßnahmen zu treffen, die es 

erm6g1ichen, alle vorhandenen Mittel auch einsetzen zu 

können. 

o Wel ters 1s t aber auch der Sel))stfinanzicrungsgrad zu er­

höhen. lI 

Angesichts dieser vom Finanzminister angekündigten und vom 

Bundeskanzler in der Regierungserklärung teilweise bestätigten 
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bevorstehenden Belastungen der Bevölkerung stellen die unter­

fertigten Abgeordneten an den Bundesminister für Finanzen 

folgende 

A n fra 9 e 

- 3 -

1) Da Sie bis Ende 1980 eine Erhöhung weiterer Steuern, Beiträge 

und Gebühren in Ihr2ffi Eessortbereich nicht ausschließen können, 

fraqe ich Sie konkret f vIelehe Erhöhungen bzw. Neueinfijhr'Ul~gen 

von Steuern, Zöllen, Beiträgen, Monopolpreisen, Gebühren, Tarifen 

und dergleichen geplant sind? 

2) Sind darüber hinaus bis Ende 1980 seitens Ihres .Ressorts 

auch Einschränkungen von bestehenden Begünstigungen geplant ? 

.3) Henn ja, um '",elche handelt es sich dabei? 

4) Können Sie bereits hente den Zeitpunkt für die bevorstehenden 

-j\,nderuns12.11. 'Jeka.nn tgeben ? 

5) Schließen Sie aufgrund der Feststellung, daß "in absehbarer 

Zeit auf E.innah.r!ten nicht verzichtet werden kann" I in der laufen­

den Gesetzgebungsperiode eine Anpassung der progressiven Lohn­

und Einkommensteuer aus ? 

6) vlenn dies nicht der Fa.ll ist I welche konkreten Vorstellungen 

über eine Lohn- und Einkommensteueranpassung haben Sie ? 

7) Welche konkreten Maßnahmen auf dem Gebiet der Sozialpolitik 

- insbesondere der Sozialversicherung - halten Sie flir notwendig, 

damit die Budgetpolitik "in die Lage versetzt" wird, "die be-
.. 

stehenden Leistungen für die soziale Sicherheit auch weiterhin 

absich~rn zu können" ? 
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